
Information zur Anhebung der Bedarfssätze der Düsseldorfer Tabelle ab 
01.01.2023 

 

Diese Information ist allgemein und erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, 
sie ersetzt keine anwaltliche Beratung  

 

1.  Der Mindestunterhalt beträgt danach ab dem 1.Januar 2023: 
 

•  für Kinder der 1. Altersstufe (bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres)   437,00 EUR 
•  für Kinder der 2. Altersstufe (bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres)   502,00 EUR 
•  für Kinder der 3. Altersstufe (vom 13. Lebensjahr bis zur Volljährigkeit)   588,00 EUR 

2.  Kindergeldanrechnung 
Auf den Bedarf des Kindes ist nach § 1612b BGB das Kindergeld anzurechnen. Dieses beträgt 
ab dem 1. Januar 2023 ab dem ersten Kind 250,00 €. 

Das Kindergeld ist bei minderjährigen Kindern in der Regel zur Hälfte, also 125,00 € und bei voll-
jährigen Kindern in vollem Umfang auf den Barunterhaltsbedarf anzurechnen. 

Nach Abzug des Kindergeldanteils ergeben sich folgende Zahlbeträge: 

 

 

ACHTUNG! 
Wenn der Kindesunterhalt dynamisch tituliert ist (xx % des Mindestunterhalts der jeweiligen Al-
tersstufe), ist ab 01.01.2023 der neue Bedarfssatz geschuldet.  
Einer besonderen Aufforderung bedarf es nicht. 
 

 



Erstmals seit Jahren ändern sich ab 01.01.2023 auch die Selbstbehalte: 

1.  notwendiger Selbstbehalt des Unterhaltsverpflichteten beim Kindesunterhalt, gilt für  

-  gegenüber minderjährigen unverheirateten Kindern,  

-  gegenüber volljährigen unverheirateten Kindern bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres, die 
im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils leben und sich in der allgemeinen Schulausbil-
dung befinden 

und beträgt: 

a)  für den erwerbstätigen Unterhaltspflichtigen   monatlich 1.370,00 EUR,  
b)  für den nicht erwerbstätigen Unterhaltspflichtigen  monatlich 1.120,00 EUR  
 

Hierin sind bis 520 EUR für Unterkunft einschließlich umlagefähiger Nebenkosten und Heizung 
(Warmmiete) enthalten.  

Der angemessene Eigenbedarf, § 1603 Abs. 1 BGB, beträgt mindestens monatlich 1.650 EUR. Hierin 
ist eine Warmmiete bis 650 EUR enthalten.  

Der notwendige bzw. der angemessene Eigenbedarf sollen erhöht werden, wenn die Wohnkosten 
(Warmmiete) 520 EUR (notwendiger Eigenbedarf) bzw. 650 EUR (angemessener Eigenbedarf) über-
steigen und nicht unangemessen sind. 

2. notwendiger Selbstbehalt des Unterhaltsverpflichteten beim Ehegattenunterhalt 

a) falls erwerbstätig        monatlich 1.510,00 EUR  
b) falls nicht erwerbstätig       monatlich 1.385,00 EUR  

Hierin sind bis 580 EUR für Unterkunft einschließlich umlagefähiger Nebenkosten und Heizung 
(Warmmiete) enthalten.  

Der Eigenbedarf soll erhöht werden, wenn die Wohnkosten (Warmmiete) 580 EUR übersteigen und 
nicht unangemessen sind. 

Die Anhebung der Selbstbehaltssätze kann dazu führen, dass sich der Unterhaltsanspruch re-
duziert. Ist der Unterhalt tituliert (z.B. Jugendamtsurkunde oder gerichtlicher Beschluss oder 
Unterhaltsvergleich) ist der titulierte Unterhalt weiterhin geschuldet, sofern keine Abänderung des 
Titels verlangt wird.  

Sollten Sie der Meinung sein, dass durch die Erhöhung der Selbstbehaltssätze weniger Unterhalt 
geschuldet wird als tituliert ist, wird empfohlen, eine anwaltliche Beratung in Anspruch zu 
nehmen und gegebenenfalls eine Abänderung des Unterhaltstitels zu verlangen.  

Wichtig: Grundsätzlich ist eine rückwirkende Abänderung des Unterhaltstitels ab Geltend-
machung des Abänderungsverlanges möglich.  

 

 

www.olg-duesseldorf.nrw.de/infos/Duesseldorfer_Tabelle/Tabelle-2023/Duesseldorfer-Ta-
belle-2023.pdf 

 

 


